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GELD UND ETHIK

ETHIKKOMMENTAR

Foto: Schlagnitweit

 MARKUS SCHLAGNITWEIT

Öffentliche Hände
Bei Mozart - so sagen erfah-

rene Pianisten - darf die linke
Hand nicht wissen, was die
rechte spielt: Die Musik ist so
komplex, dass die Hände unab-
hängig voneinander spielen
können müssen, um einander
nicht zu irritieren und aus dem
Takt zu bringen.

Sind die Verantwortlichen
der öffentlichen Hand alle-
samt auf Mozart spezialisierte
Klavier-Virtuosen? Diesen
Eindruck könnte man gewin-
nen, wenn man auf die Veran-
lagungspolitik im Bereich der
öffentlichen Hand blickt. Da
scheint eine Hand auch nichts
von der anderen zu wissen: Da
werden mit einer Hand interna-
tionale Abkommen und Verträ-
ge unterzeichnet, wie etwa die
Menschenrechtsdeklaration,
das Kyoto-Protokoll, Regel-
werke der Internationalen Ar-
beitsorganisation ILO, bi- oder
multilateriale Rechts- und
Steuerhilfeabkommen etc., die
allesamt ethisch hoch relevan-
te Kriterien für staatliches
Handeln enthalten. Die ande-
re Hand, die unterdessen mit
der Veranlagung öffentlicher
Gelder betraut ist, scheint all
das nichts anzugehen. Oder

Mit Unterstützung seines Ethikbeirats nähert sich der Österreichische Gewerkschaftsbund mit Vorbehalt
den Möglichkeiten ethischer Geldanlage an.

Nach dem schmerzlichen Fi-
nanzdebakel mit der BAWAG-
PSK im Jahr 2006, beschloss
der neu gewählte ÖGB-Vor-
stand die Implementierung ei-
ner Arbeitsgruppe „Ethische
Finanzierung“ als vertrauens-
bildende Maßnahme in die zu-
künftige Veranlagungspolitik
des österreichischen Gewerk-
schaftsbundes.

Es galt unter anderem, Rah-
menbedingungen für die stra-
tegische Asset-Allocation zu
formulieren. Auch die Grün-
dung eines unabhängigen
Ethikbeirates wurde empfoh-
len, mit der Aufgabe der fach-
lichen Beratung, Weiterent-
wicklung und Überprüfung der
Anlagekriterien hinsichtlich
auszubauender Nachhaltig-
keitsstrategien.

Ethik-Strategie des ÖGB
Seit dem 9. Juni 2009 tagt der

ÖGB-Ethikbeirat einmal pro
Quartal unter der Leitung des
Zentralbetriebrates Gerhard
Dobernig. Der Veranlagungs-
ausschuss besteht aus je zwei
stimmberechtigten Mitgliedern
der ÖGB-Geschäftsleitung,
des ÖGB-Zentralbetriebsrates
und der Pensionskassen Alli-
anz/Bonus. Das Schweizer
Bankhaus Sarasin wurde da-
mit beauftragt, das Portfolio
halbjährlich auf seine konser-

Die soziale Tragweite für die Arbeitnehmer

ÖGB: Aus Fehlern gelernt?

vativ ausgerichtete Zielset-
zung zu überprüfen.

Selbstverpflichtung
Schon die Arbeitsgruppe

engte das potentielle Anlage-
universum auf Wertpapiere
(Aktien, Anleihen), Fonds,
Grundstücke und Darlehen
(Kredite) ein. Ausdrücklich
unberücksichtigt bleiben so-
genannte strukturierte Pro-
dukte wie beispielsweise As-
set Backed Securities, Private
Equities, und dergleichen. De-
rivative Produkte dürfen aus-
schließlich zur Absicherung
bestehender Positionen ver-
wendet werden. Besonderes
Augenmerk wird auf die Erfül-
lung von Sozialkriterien, wie
beispielsweise die Einhaltung
der ILO-Kernarbeitsnormen
gelegt, insbesondere auch die
Respektierung der Gewerk-
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hat jemand schon davon ge-
hört, dass die verantwortli-
chen Verwalter dieser Gelder
gesetzlich dazu angehalten
wären, etwa die Achtung von
Menschen- und Arbeitneh-
mer-Innenrechten, ökologi-
sche Kriterien oder den Boy-
kott von Steueroasen in ihre
Veranlagungspolitik zu imple-
mentieren? Die Stadt Mün-
chen ist mit einer dementspre-
chenden Selbstverpflichtung
derzeit die einzige mir bekann-
te, nennenswerte Ausnahme
in diesem Zusammenhang.

Man könnte freilich meinen,
bei der aktuellen Staatsver-
schuldung spiele Finanzver-
anlagung ohnehin keine Rolle.
Aber es geht dabei erstens um
Signalwirkung und zweitens
nicht nur um Bundes-, Lan-
des- oder Kommunalgelder,
sondern auch um die Finanzen
von Kammern, Gewerkschaf-
ten, Kranken- und Pensions-
kassen. Mozärtliche Harmoni-
en zwischen den Prinzipien
und Werten, für die diese Ein-
richtungen politisch stehen,
und ihrer Finanzveranlagung
habe ich da noch kaum gehört.
Die öffentlichen Hände üben
sich hier eher in Kakophonie.

schaftsrechte. So wacht der
Ethikbeirat auch darüber, dass
nicht in Unternehmen oder
Länder investiert wird, die ge-
werkschaftliche Rechte be-
schneiden.

„Was den Kriterien nicht
entspricht, fliegt raus!“
Clemens Schneider, Leiten-

der Sekretär des ÖGB für den
Bereich Finanzen, stellt klar,
dass die neuen strengen Ver-
anlagungsrichtlinien wichtig
für den neuen Finanzkurs des
ÖGB sind. „Produkte, die un-
seren strikten Kriterien nicht
entsprechen, fliegen aus dem
Portfolio raus!“ Gleichzeitig
macht Schneider kein Hehl aus
seiner erklärt differenzierten
Haltung gegenüber ethisch-
nachhaltiger Geldanlage, da es
seiner Ansicht nach ziemlich
schwierig sei, selbst bei Be-

rücksichtigung aller Vorsichts-
maßnahmen, glaubhaft ethisch
und sozial verantwortlich zu
veranlagen. Auch bei Beach-
tung der gängigen Negativ-
und Positivkriterien, sowie des
Best-in-Class Ansatzes, blie-
ben Unsicherheiten, so
Schneider.

Auch bestes Rating schützt
nicht vor toxischen Papieren

Auf seine persönliche Ein-
schätzung zu Ethik-Fonds an-
gesprochen, erklärt Schneider:
„Da wird immer viel versteckt.
Wie will man denn sicher sein,
dass man sich mit einem auch
noch so gut klassifizierten
Fonds-Portfolio letztendlich
nicht doch toxische US-Papie-
re eintritt?“

Deutsche Bank birgt
Griechenland-Risiko

Selbst ausgefeilte Vorsichts-
maßnahmen, wie ethische Ra-
ting- und Klassifizierungsme-
thoden können versagen, weil
die Materie zu komplex sei, so
Schneider, und deutlicher wer-
dend: „Ich gebe Ihnen ein Bei-
spiel: Die Deutsche Bank. An
sich eine sichere Anlage, doch
aufgrund der deutschen Stüt-
zungszahlungen kauft man
dabei derzeit das volle Grie-
chenland-Risiko mit.“

Helmut Berg

Nachhaltiges Investment als Verantwortung des öffentlichen Sektors

Ausreichende Vorbildwirkung?
Der öffentliche Sektor gibt nicht nur Geld aus, er tätigt auch Finanzanlagen. Eine konsequente nachhaltig-
keitsorientierte Finanzpolitik von Bund, Ländern & Co. betrifft somit nicht nur das Schuldenmanagement,
sondern auch die Sphäre der Geldanlage.

Der öffentliche Sektor
(Bund, Länder, Gemeinden,
Anstalten und Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts,
staatliche und kommunale
Unternehmen) dient per Defi-
nition dem Gemeinwohl, in dem
er für volkswirtschaftliche
bzw. gesellschaftlich-politi-
sche Ziele wie Wohlstand,
Verteilungsgerechtigkeit, Ge-
sundheitsversorgung, Infra-
struktur, Sicherheit, etc. Sorge
trägt. Anders ausgedrückt,
kann man auch von Stakehol-
der-Orientierung (gegenüber
Bürgern, Unternehmen, der
Staatengemeinschaft etc.)
sprechen bzw. von Nachhaltig-
keit. Letztere lässt sich in ihrer
3-Säulen-Konzeption (Um-
welt, Gesellschaft, Wirtschaft)
gut auf das magische Vieleck
der Volkswirtschaft (beste-
hend aus den Zieldimensionen
Vollbeschäftigung, gerechte
Einkommensverteilung, Geld-
wertstabilität, stetiges Wirt-

schaftswachstum etc.) umle-
gen und stellt mittlerweile ein
explizites politisches Zielsys-
tem dar („Österreichische Stra-
tegie für Nachhaltige Entwick-
lung“, „Sustainable Develop-
ment Strategy“ der EU).

Nachhaltigkeit
in der Finanzgebarung?
Wenn Nachhaltigkeit (zu-

mindest programmatisch) das
Handeln der öffentlichen Hän-
de in ihren Kernaufgaben be-
stimmt, so scheint es logisch,
diese Maxime auch auf die Fi-
nanzgebarung anzuwenden.
Dies bezieht sich nicht nur auf
die Refinanzierung (ein derzeit
besonders heißes Themen-
feld, das einer gesonderten
Darstellung bedürfte) sondern
auch auf die Finanzanlagen. Im
Rahmen der Erfüllung seiner
Aufgaben tätigt der öffentli-
che Sektor nämlich auch Fi-
nanzinvestitionen, sei es im
Rahmen des eher kurzfristigen

Liquiditätsmanage-
ments, des Risikoma-
nagements oder
auch mit mittel- bis
langfristigem Anla-
gehorizont.

Nachhaltigkeits-
Risiken entstehen
aus einer möglichen
(und streckenweise

als gegeben anzunehmenden)
Verletzung politischer Grund-
sätze und Ziele unseres Lan-
des durch (mehr oder weniger
direkte und bewusste) Invest-
ments z. B. in börsenotierte
Atomkraftwerke, Unterneh-
men die Umwelt- und Sozial-
gesetze unterlaufen, Länder
mit schweren Demokratiedefi-
ziten, Atomwaffenstaaten etc.

Mögliche Ansatzpunkte
Diese Beispiele sind nur ein

kurzer Auszug aus dem Katalog
von gängigen Ausschlusskrite-
rien im wachsenden Segment
des Nachhaltigen Invest-
ments. Diese werden ergänzt
durch Positivkriterien (z. B. fai-
rer Umgang mit Mitarbeitern,
Konsumentenschutz, Umwelt-
schutz etc.). Einen möglichen
Maßstab für Nachhaltigkeit in
der Geldanlage stellt das
„Österreichischen Umweltzei-
chen für Grüne Fonds“ dar
(Trägerorganisation Lebens-
ministerium). Auch internatio-
nal existieren Leitlinien wie
z. B. die „Principles for Respon-
sible Investment“ (von UNEP FI
und UN Global Compact).

Die Entwicklung und An-
wendung von Verfahren und
Kriterien des nachhaltigen In-
vestments (z. B. von Öster-
reichs Betrieblichen Vorsorge-

kassen schon fast flächendek-
kend betrieben) wäre somit
auch für die Anlagestrategien
des öffentlichen Sektors logi-
sche Konsequenz einer prinzi-
pientreuen und zukunftsorien-
tierten Politik.

Mag. Reinhard
Friesenbichler

Generalversammlung der GLS Bank

750 Gäste
Die Nachfrage nach verant-

wortungsvollen Angeboten
der nachhaltigen Universal-
bank ist ungebrochen hoch.
Entsprechend konnte der Vor-
stand auf der diesjährigen Ge-
neralversammlung einen er-
folgreichen Jahresabschluss
und sehr guten Start ins Jahr
2010 präsentieren. Seit Jahres-
anfang entschieden sich be-
reits 7.000 Kunden für einen
Wechsel zur GLS Bank.
Insgesamt verzeichnet sie da-
mit rund 80.000 Kunden und

17.000 Genossenschaftsmit-
glieder. Besonders stark nach-
gefragt werden neben Giro-
konten derzeit vor allem Tages-
geldkonten und Sparangebo-
te. Bei einem Wachstum von
24 % bis Ende Mai beläuft sich
die Bilanzsumme auf nunmehr
1,67 Mrd€.

Zu ihrer diesjährigen Gene-
ralversammlung vergangene
Woche kamen 750 Gäste aus
ganz Deutschland, darunter
Bundestagspräsident Norbert
Lammert. red.
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München: Ethisch-ökologisch

Nachahmer gesucht
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MAG. HARALD KOLERUS

Was uns alle betrifft
Foto: Wolfgang Bader

ETHISCHES INVESTMENT

Die Strategie der Liberalisie-
rung und Globalisierung der
Finanzmärkte ist radikal fehlge-
schlagen. Neben der Re-Regu-
lierung braucht es radikale Al-
ternativen von unten. Die „De-
mokratische Bank“ ist eine
davon.

Durch den Generalschwenk
der Banken von Gemeinwohl-
orientierung auf Gewinnstre-
ben wurden diese ineffizient.
Sie können ihre Kernfunktio-
nen - die reibungslose Um-
wandlung von Spar- in Kredit-
geld und die kostengünstige
Abwicklung des Zahlungsver-
kehrs - nicht mehr oder nur
noch unzureichend erfüllen.
Der neue Fokus auf Vermö-
gensverwaltung und Invest-
mentbanking hat die Wirt-
schaft nicht effizienter ge-
macht, sondern instabiler und
ungerechter. Wenn Geld vom
Mittel zur Ware wird, sind Ar-
beitsplätze, Umwelt und Wohl-
stand in Gefahr.

Deshalb bedarf es einer „ra-
dikalen“ (wurzeltiefen) Um-
kehr: Geld und Kredit sollten
zur Grundinfrastruktur der
Wirtschaft zählen, als öffent-
liches Gut definiert und unter
demokratische Kontrolle ge-
bracht werden. Die „Demokra-
tische Bank“ soll dem Gemein-
wohl dienen und folgende, in

der Verfassung festgeschrie-
bene Kernaufgaben erfüllen:

1. Kostengünstige und un-
bürokratische Kreditvergabe
an „real“ investierende Unter-
nehmen;

2. Sichere Sparkonten mit
staatlicher Einlagegarantie;

3. Recht aller vor Ort leben-
den Menschen auf ein kosten-
loses Girokonto;

4. Servicefreundliche Ab-
wicklung aller Bankdienstlei-
stungen in einem flächendeck-
enden Filialnetz;

5. Kostengünstige Kredite
an den Staat.

Die Demokratische Bank
strebt keine Gewinne an, sie
arbeitet kostendeckend. Sie
lässt die Finger von Aktien,
Fonds und Derivaten, meidet
Steueroasen und wahrt keine
Geheimnisse gegenüber dem
Finanzamt. Transparenz bei
allen Geschäftsvorgängen
schafft Vertrauen in die Demo-
kratische Bank.

Wichtiger Unterschied zu
traditionellen „Staatsbanken“:
Demokratische Banken sind
von der Regierung unabhän-
gig. Sowohl die Leitungsgre-
mien werden direkt demokra-
tisch gewählt als auch der kon-
trollierende Bankenrat, der
sich aus VertreterInnen der
Beschäftigten, der Sparkun-

dInnen, der KreditnehmerIn-
nen und der Allgemeinheit zu-
sammensetzt. In allen Gremien
befinden sich 50 % Frauen.

Sämtliche Kredite der Demo-
kratischen Bank sind durch
Spareinlagen gedeckt: Diese
wachsen im Verhältnis zur rea-
len Wirtschaft - und damit zur
realen Kreditnachfrage - seit
Jahrzehnten ungebrochen,
weshalb Geld als Kredit in im-
mer größerem Ausmaß zur Ver-
fügung steht. Zweigstellen mit
Einlagenüberschuss können
zu Zweigstellen mit Kredit-
überhang umverteilen oder zu
höheren Ebenen und zum
Staat, damit dieser günstig
Kredit aufnehmen kann. Letz-
ter Refinanzierungsanker
bleibt wie bisher die Zentral-
bank.

Bei der Kreditvergabe wird
nicht nur die ökonomische
Bonität der Kreditwerber ge-
prüft, sondern auch der sozia-
le und ökologische Mehrwert
der Investitionsvorhaben.
Projekte mit dem höchsten so-
zialen und ökologischen Mehr-
wert erhalten die günstigsten
Konditionen bis hin zum Null-
zinssatz. So bekämen zum Bei-
spiel Initiativen für fairen Han-
del einen besonders günsti-
gen Zugang zu Fremdkapital.
Sollten Projekte, die sich un-

GASTKOMMENTAR
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Demokratische Bank als Alternative
mittelbar nicht rentieren, einen
hohen sozialen oder ökologi-
schen Mehrwert generieren,
erhalten sie von der Risikoab-
teilung „ökosoziales Risikoka-
pital“.

Parallel zum Aufbau demo-
kratischer Banken müssten die
spekulativen und riskanten
Segmente und Akteure der glo-
balen Finanzmärkte rückge-
baut und geschlossen werden.
Dann müssten auch die Rei-
chen ihr Geld bei der „Demo-
kratischen Bank“ deponieren,
was diese Geldmassen nicht
nur in sinnvollere Verwendun-
gen leiten, sondern auch eine
wichtige Voraussetzung für die
Besteuerung dieses Reich-
tums schaffen würde.

Private Banken, die nicht
gleich hohe Standards erfüllen
wie die Demokratische Bank,
erhalten a) keine staatliche
Refinanzierung durch die Zen-
tralbank, b) keine Einlagenga-
rantie, c) keinen Zugang zur
Staatsfinanzierung.

Bevor die „gesetzliche“ De-
mokratische Bank idealerweise
in der Verfassung verankert
wird, will eine große Zahl von
Menschen die demokratische
Bank zunächst als private Ge-
nossInnenschaft gründen.

info@demokratische-
bank.at

CHRISTIAN FELBER IST FREIER PUBLIZIST, UNIVERSITÄTSLEKTOR UND MITBEGRÜNDER VON ATTAC ÖSTERREICH. AKTUELLES BUCH: „KOOPERATION STATT KONKURRENZ.
10 SCHRITTE AUS DER KRISE“. AM 16. AUGUST ERSCHEINT DIE „GEMEINWOHL-ÖKONOMIE“ BEI DEUTICKE. NÄHERE INFOS: WWW.CHRISTIAN-FELBER.AT

Die Wertpapieranlagen der
Stadt, die beispielsweise als
Risikovorsorge für die künfti-
gen Pensionsverpflichtungen
aufgebaut werden, werden
seitdem an ethischen und öko-
logischen Kriterien ausgerich-
tet. Mit diesem Ansatz ist
München nach wie vor abso-
luter Vorreiter unter den Kom-
munen.

Schließlich zeigen zahlreiche
Studien, dass nachhaltige,
also ethisch-ökologische Geld-
anlagen keinen Verzicht auf
Rendite bedeuten, sondern
dass sich verantwortungsvol-
les und damit zukunftsorien-
tiertes Investment sogar Ren-
dite steigernd auswirken kann.

Nach folgenden nachhalti-
gen Prinzipien veranlagt die
Stadt:

1. München investiert in
Körperschaften beziehungs-
weise Unternehmen, die sich
so verhalten, dass über die
Bedürfnisse der heutigen Ge-
neration hinaus die Bedürfnis-
se auch der künftigen Genera-
tion im Fokus bleiben.

2. München berücksichtigt
bei der Geldanlage vorrangig
Partner, die für eine faire Ar-
beits- und Sozialumwelt sor-
gen, zum Beispiel familien-
freundliche Arbeitsbedingun-
gen, Arbeitszeiten und Ar-
beitssicherheit bieten.

3. München weitet seine In-
vestments auf Partner aus, die

nachhaltig mit ökologischen
Ressourcen umgehen, die in
ihrer Geschäftspolitik auf Um-
weltverträglichkeit achten
oder diese fördern.

Auf eine Ausschreibung hin
haben sich mehrere Kapitalan-
lagegesellschaften darum be-
worben, einen Spezialfonds
aufzulegen, in den nur Anla-
gen gewählt werden dürfen,
die nachhaltigen Kriterien ge-
nügen. In diesen Spezialfonds
investierte die Stadt in einem
ersten Schritt einen Betrag von
50 Mio€.

Viele Städte und Gemeinden
bekennen sich zu Umwelt-
schutz und sozialer Verantwor-
tung. Sie fördern Maßnahmen
zum Erhalt der Umwelt und
engagieren sich für soziale
Gerechtigkeit. Doch nur die
allerwenigsten erkennen, dass
es nur ein weiterer, logischer
Schritt wäre, auch seine Veran-
lagungen nach diesen nach-
haltigen Kriterien auszurich-
ten, um so die eigenen Bemü-
hungen nicht zu konterkarie-
ren.

Die Grundlage für die Ent-
scheidung der Stadt war übri-
gens ein Stadtratsantrag der
Grünen, mit dem die Stadtkäm-
merei aufgefordert wurde, zu-
mindest einen Teil des städti-
schen Vermögens nach ethi-
schen und/oder ökologischen
Kriterien anzulegen.

Susanne Hasenhüttl, ÖGUT

Im Februar 2008 hat der Stadtrat von München be-
schlossen, das Vermögensmanagement der Stadt an
ethisch-ökologischen Kriterien zu orientieren.

„Finanzierung und Veranlagung der öffentlichen Hand

Bundesfinanzierungsagentur
Die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur fungiert im Namen und auf
Rechnung des Bundes als Treasury der Republik Österreich.

Im Rahmen ihrer vielfältigen
Aufgaben sorgt sie im Interes-
se der Steuerzahler für die Si-
cherstellung der jederzeitigen
Zahlungsfähigkeit der Repu-
blik Österreich und die Auf-
nahme von Schulden zu lang-
fristig optimalen Konditionen,
wobei eine risikoaverse Grund-
ausrichtung verfolgt wird. Die
rechtliche Grundlage für die
Geschäftstätigkeit der ÖBFA
bildet das Bundesfinanzie-
rungsgesetz vom 4. 12. 1992,
BGBl. 763/1992.

Im Rahmen einer Geba-
rungsprüfung hat der Rech-
nungshof im Juli 2009 die Fi-
nanzierungs- und Veranla-
gungsinstrumente sowie die
Finanzierungsstrategien und
-risiken des Bundes und der
Bundesländer beurteilt und
verglichen und Änderungen
im Finanzmanagement des
Bundes angeregt.

Die vom Bundesminister für
Finanzen eingesetzte Arbeits-
gruppe unter der Leitung von
Univ. Prof. Dr. Stefan Pichler
hat die folgenden Leitlinien
ausgearbeitet:

• Konsequente Trennung

von Treasury - Funktion und
Risikomanagement-Funktion
auf allen aufbauorganisatori-
schen Ebenen

• Klar definierte zentrale
Wahrnehmung der obersten
Risikomanagementfunktion
des Bundes im Bundesmini-
sterium für Finanzen

• Klar strukturierte Auftrags-
und Kontrollverhältnisse

• Operative Wahrnehmung
der Treasury - Aufgaben in ei-
ner eigenständigen Organisa-
tionseinheit

• Inhaltliche Verantwortung
für Zielvorgaben und strategi-
sche Risikobegrenzung im
BMF

• Eingehen nur jener Risiken,
die zur Erfüllung der Staat-
saufgaben notwendig sind
(kein Eingehen vermeidbarer
Risken, insbesondere nicht zur
Erzielung zusätzlicher Erträge)

• Anwendung von Best-
Practice-Sorgfaltspflichten

• Konkrete Einbeziehung
ethischer Standards in die Ri-
sikobeurteilung

Außerdem wurde großes
Synergiepotenzial durch die
Zentralisierung von Risikoma-

nagementaufgaben verschie-
dener Institutionen des Ge-
samtstaates sowie durch die
zentrale Wahrnehmung gewis-
ser Funktionen des Treasury
geortet.

Die heimische Bundesfin-
anzierungsagentur hat alle
Leitlinien umgesetzt, die inner-
halb ihres Gestaltungsradius
lagen.

Frau Dr. Martha Oberndor-
fer, CFA Geschäftsführerin der
Österreichischen Bundesfi-
nanzierungsagentur
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Verantwortlich für das
Sonderthema Geld & Ethik:

Rudolf Erdner
erdner@finanzdl.at
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Das Schweizer Bankhaus
Vontobel setzt sich schon seit
Jahren sehr intensiv mit Nach-
haltigkeit auseinander, wobei
der vierteljährliche Report:
„Nachhaltige Anlagen mit Zer-
tifikaten“ immer sehr interes-
sante Einblicke in die Trends
dieses Themenkomplexes bie-
tet. Eine (erfreuliche) Kernaus-
sage des aktuell vorliegenden
Berichts lautet: „Nachhaltiger
Konsum und nachhaltiges
Wirtschaften bedeuten nicht
automatisch Verzicht und Spar-
samkeit.“ Denn die Natur stellt
vieles im Überfluss bereit,
ohne Ökosysteme zu beein-
trächtigen oder knappe Res-
sourcen zu übernutzen. Ziel
der nachhaltigen Entwicklung
ist es laut Vontobel, die Kreis-
läufe der Natur nicht zu schä-
digen und im Einklang mit die-
sen zu wirtschaften. Dafür ste-
hen Unternehmen im Wesent-
lichen zwei Ansätze zur Verfü-
gung: Mit der Steigerung der
Effizienz ist es möglich, weni-
ger natürliche Ressourcen wie
Wasser oder Erdöl zu verbrau-
chen. Eine weitere Option ist,
andere Rohstoffe zu nutzen.
Erschöpfbare Ressourcen
können durch nachwachsen-
de Rohstoffe, fossile durch re-
generierbare Energiequellen
und toxische Stoffe durch bio-
logisch abbaubare substituiert
werden.

Unternehmen, welche die
Kunst beherrschen, beide An-
sätze optimal zu kombinieren,

bieten attraktive Investitions-
möglichkeiten für Investoren.
Für Heiko Geiger, Senior Ad-
visor Financial Products Von-
tobel Europe, sind vor allem
jene Anlagethemen interes-
sant, die direkt mit der Existenz
des menschlichen (Über-)Le-
bens zusammenhängen. Hier
nennt Geiger etwa das Thema
Wasser: „Laut der Weltge-
sundheitsorganisation WHO
haben heute weltweit noch
immer 1,1 Mrd Menschen kei-
nen Zugang zu sauberem
Trinkwasser. Dabei konsumiert
ein durchschnittlicher Schwei-
zer Privathaushalt pro Person
und Tag rund 162 Liter Was-
ser. Die Toilettenspülung hat
dabei einen Anteil von unge-
fähr 30 % und ist damit mit Ab-
stand der größte Wasserver-
braucher im Haushalt.“ Geiger
verweist in diesem Zusammen-
hang auf den Einsatz von Re-
genwasser oder Gebraucht-
wasser für Toilettenspülungen
- diese Technik wird bereits
vielerorts angewandt und bie-
tet nur ein Beispiel um saube-

res Trinkwasser einzusparen.
Ein weiteres wichtiges The-

ma ist für Geiger der Klimawan-
del: „Er betrifft alle Menschen
sowohl in Industriestaaten als
auch in Entwicklungsländern.
Klima- und Umweltschutz ist
von existentieller Wichtigkeit,
was sich leider aber noch nicht
im Bewusstsein und in den
Handlungsweisen vieler Men-
schen aber auch Unternehmen
durchgesetzt hat.“ Dabei ist
Nachhaltigkeit ja nicht „nur“
ein ethischer sondern auch ein
ökonomischer Faktor, was uns
jetzt das Beispiel der Öl-Kata-
strophe im Golf von Mexiko
drastisch vor Augen führt: BP
hat rund die Hälfte seines Bör-
senwertes verloren, Skeptiker
spekulieren sogar mit der Zer-
schlagung des Unterneh-
mens. Wer sich der Bedeutung
von Ökologie und Ökonomie
bewusst ist, findet übrigens
bei Vontobel Zertifikate, die
sich auf Themen wie Wasser,
Klimaschutz oder  nachhalti-
gen Konsum und Mobilität
spezialisiert haben.
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